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In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

628/J betreffend Straßenbauprojekte österreichischer Firmen im 

ehemaligen Ostblock, welche die Abgeordneten Anschober, Lang­

thaler, Freunde und Freundinnen am 4. März 1991 an mich richte­

ten, verweise ich einleitend auf meine Beantwortung der schrift­

lichen parlamentarischen Anfrage Nr. 483/J betreffend den Beitrag 

Österreichs zur ökonomischen, ökologischen und sozialen Umgestal­

tung Osteuropas vom 15. April 1991. 

Zu den einzelnen Punkten der Anfrage stelle ich fest: 

Zu den Punkten 1, 2, 3 und 4 der Anfrage: 

Ober eine konkrete Realisierung des "Pyhrnska-Projekt" liegen dem 

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten keine de­

taillierten Informationen vor. 

Vom Österreichischen Generalkonsulat in Zagreb werden laufend 

Informationen über den Stand der Gespräche zum Projekt Autobahn­

verbindung Sentilj-Zagreb herausgegeben. Demzufolge soll ein 

Deutsch-Österreichisches Firmen- bzw. Bankenkonsortium einen 

sogenannten "Letter of Intent" mit Jugoslawisohen Regierungs-
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stellen unterzeichnet haben. Meinem Ministerium liegt lediglich 

eine Kurzfassung bzw. ein Auszug aus einer dazugehörigen "Feasi­

bility Study" vor. 

Zu Punkt 5 der Anfrage: 

Bei den Realisierungsabsichten Jugoslawiens für den Bau einer 

Autobahn zwischen Sentilj und Zagreb handelt es sich um eine 

autonome Entscheidung unseres Nachbarstaates. Die Beteiligung 

österreichischer Firmen und Banken an diesem Projekt entspricht 

den Grundlagen der freien Marktwirtschaft. Eine finanzielle Be­

teiligung Österreichs in Form einer staatlichen Förderung bei der 

Realisierung ausländischer Straßenprojekte ist jedoch auszuschlie­

ßen. Dagegen ist aber beabsichtigt, stärker als bisher österrei­

chisches Know how einzubringen. 

Zu den Punkten 6 und 7 der Anfrage: 

Es ist bekannt, daß sich österreichische Firmen um Straßeninfra­

strukturaufträge'~ in Ungarn bemühen. Auch in der CSFR werden sich 

voraussichtlichösterreichische Firmen bei einer derzeit in Vor­

bereitung befindlichen Ausschreibung für Konzessionsautobahnen 

beteiligen. 

Auchlhier handelt es sich um autonome Entscheidungen der Reform-
',: .. 1 

länder zur Verbesserung ihrer Verkehrsnetze, sowie um eigenstän-

dige wirtschaftliche Entscheidungen österreichischer Firmen, sich 

an Auslandsprojekten zu beteiligen. Eine staatliche Förderung 

dazu ist auch hier nicht vorgesehen. 
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